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Über eine andere NATO nachdenken 

von Katja Keul 

Die Frage nach Alternativen zur NATO drängt sich immer wieder auf, so zuletzt, als Präsident 

Trump sie als „obsolet“ bezeichnet hatte. Man muss aber nicht Trump sein, um sich zu fragen, 

ob diese Institution nach 70 Jahren noch den aktuellen Bedürfnissen entspricht, denn die 

Weltlage hat sich seither in vielerlei Hinsicht verändert. 

Bevor man aber die NATO in Frage stellt oder nach Alternativen sucht, gilt es sich zunächst 

einmal klar zu machen, was die NATO eigentlich ist und was sie nicht ist. Dabei wird man ihr 

nicht gerecht, wenn man sie überhöht – weder im Guten noch zum Schlechten. 

Die NATO ist ein Verteidigungsbündnis 

Am 4. April 1949 vereinbarten zwölf Staaten, dass ein militärischer Angriff auf einen von ihnen 

als Angriff gegen alle zu werten sei, und verpflichteten sich dazu, sich in diesem Fall 

gegenseitig zu verteidigen. 

Die NATO ist damit ein Verteidigungsbündnis: nicht mehr, aber auch nicht weniger. Als solches 

hat sie eine Funktion, die sie in ihrer 70-jährigen Geschichte auch erfolgreich erfüllte. Immer 

wenn sie versucht hat, andere Aufgaben zu übernehmen, beispielsweise Demokratieförderung 

oder ähnliches, ist sie kläglich gescheitert. 

Ein Verteidigungsbündnis ist keine Wertegemeinschaft 

Heute hat die NATO zwar 28 Mitglieder, aber an ihrer Natur als Verteidigungsbündnis hat sich 

nichts geändert. Auch Versuche, ihr eine neue Deutung als »Wertegemeinschaft« zu geben, 

sind wenig überzeugend. Ein militärisches Verteidigungsbündnis ist weder dazu gedacht noch 

dazu geeignet, Werte zu vertreten oder Demokratie zu fördern. Freundinnen und Freunde der 

NATO, die ihr eine solche neue Aufgabe zusprechen wollen, tun ihr am Ende auch keinen 

Gefallen. Der Mythos der Wertegemeinschaft untergräbt allenfalls die Glaubwürdigkeit dieses 

Bündnisses. Um dies zu illustrieren, reicht es, den Zustand der Demokratie des NATO-

Mitglieds Türkei aktuell zu betrachten. 

Der Mythos der Wertgemeinschaft ist meines Erachtens darauf zurückzuführen, dass man in 

den 1990er Jahren durch den vermeintlichen Verlust des gemeinsamen Gegners verunsichert 

war und glaubte, eine neue Aufgabe finden zu müssen. Ein militärisches Bündnis lässt sich 

aber nicht einfach umdefinieren. Es ist und bleibt ein militärisches Bündnis und hat als solches 

– aber eben auch nur als solches – weiterhin eine Existenzberechtigung. 
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Ein Verteidigungsbündnis ist auch kein System kollektiver Sicherheit 

Nun wird die NATO an vielen Stellen, auch in dem AWACS-Urteil des 

Bundesverfassungsgerichtes von 1994, als System kollektiver Sicherheit bezeichnet, was zu 

einer andauernden Verwirrung der Begrifflichkeiten führte. 

Zweifelsohne ist die NATO ein System kollektiver Verteidigung. Damit ist sie dem Sinn und 

Zweck, aber auch ihrer Struktur nach gegen einen Angriff von außen – also von einem Dritten 

– gerichtet. Ein System kollektiver Sicherheit hingegen richtet sich vorrangig gegen 

rechtswidrige Gewaltanwendung innerhalb des Systems. So sind die Vereinten Nationen und 

die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) klassische Systeme 

kollektiver Sicherheit, indem sie primär die Gewaltanwendung untereinander verbieten und auf 

die Durchsetzung dieses Gewaltverbots gerichtet sind. Dies sah das Verfassungsgericht auch 

nicht wesentlich anders. Es stellte darauf ab, dass die Verflechtung der Streitkräfte und der 

Kommandostrukturen innerhalb der NATO auch dazu führt, dass die Sicherheit unter den 

Mitgliedern selbst erhöht wird. So betrachtet kann ein System kollektiver Verteidigung, wie die 

NATO, auch ein System kollektiver Sicherheit in Bezug auf die eigenen Mitglieder sein. Von 

daher will ich dem Verfassungsgericht auch nicht widersprechen. 

Die NATO ist deswegen aber noch lange kein System kollektiver Sicherheit im Sinne des 

Artikels 24 GG, wenn es darum geht, militärische Gewaltanwendung außerhalb des 

Territoriums ihrer Mitglieder verfassungsrechtlich zu legitimieren. Eine solche 

Gewaltanwendung können jenseits der Bündnisverteidigung allein die Vereinten Nationen 

legitimieren, deren Mitglieder sich der Satzung und damit auch dem Gewaltmonopol des UN-

Sicherheitsrates unterworfen haben. 

Die Aufgabe eines Verteidigungsbündnisses ist Bündnisverteidigung 

Bündnisverteidigung und Selbstverteidigung sind auch klare Begriffe, die nicht einfach 

willkürlich umdefiniert werden können. Verteidigung ist die Abwehr eines gegenwärtigen 

Angriffs auf das eigene Territorium. Die inzwischen gerne vertretene Auffassung, man befinde 

sich nach einem Terroranschlag geographisch und zeitlich unbegrenzt überall und immer in 

Selbstverteidigung, ist nicht etwa eine zulässige Auslegung, sondern schlicht der Bruch von 

Völkerrecht. 

Es ist also müßig zu debattieren, ob hinsichtlich einer Beteiligung am Luftkrieg über Syrien die 

Europäische Union oder die NATO irgendwelche Beschlüsse gefasst oder nicht gefasst haben. 

So grausam die Terroranschläge 2015 in Paris waren: Sie führten nicht dazu, dass sich 

Deutschland und Frankreich in Syrien in Selbstverteidigung befinden. Solange zu diesem 

Thema keine politische Einigkeit im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hergestellt werden 

kann, findet der Bundeswehreinsatz dort außerhalb eines Systems kollektiver Sicherheit statt. 

Das gilt im Übrigen auch für den neuen Bundeswehreinsatz im Irak, für den zwar eine 

völkerrechtliche Grundlage durch die Einladung der irakischen Regierung vorliegen mag – eine 

verfassungsrechtliche Grundlage nach Artikel 24 GG ist dafür dennoch nicht gegeben, weil die 

Bundewehr ohne UN-Mandat und damit außerhalb eines Systems kollektiver Sicherheit agiert. 

Dabei kommt es dann auch nicht darauf an, ob dieser Einsatz im Rahmen der NATO stattfindet 
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oder nicht. Die NATO kann das fehlende System kollektiver Sicherheit in diesem Fall nicht 

ersetzen, weil der Irak eben kein Mitglied dieses Bündnisses ist. 

EU und OSZE sind keine Alternative zur NATO 

Auch die EU ist keine Alternative zur NATO, weil sie zwar im Hinblick auf die EU-Staaten 

untereinander auch als System kollektiver Sicherheit betrachtet werden kann, aber weder vom 

Gründungsakt noch von ihrer Struktur ein militärisches Verteidigungsbündnis darstellt. Auch 

eine verstärkte Zusammenarbeit der Streitkräfte oder eine Konsolidierung des europäischen 

Rüstungsmarktes ändern daran prinzipiell nichts. Anders wäre es erst, wenn auch die 

Kommandostrukturen auf europäischer Ebene diejenigen der NATO ersetzen würden. Dafür 

müssten aber zunächst die Verträge selbst geändert werden, weil das die EU in ihrem Wesen 

grundlegend verändern würde. Unabhängig davon, dass dies politisch derzeit jede 

Vorstellungskraft übersteigt, wäre das sicherlich keine wünschenswerte Alternative zur NATO. 

Es wäre letztlich ein um die USA verkleinertes Verteidigungsbündnis und könnte als solches 

keinesfalls besser Frieden und Sicherheit gewähren. 

Auch die OSZE kann die NATO nicht ersetzen, da sie zwar den Vorteil eines klassischen 

Systems kollektiver Sicherheit hat und daher bei der Konfliktlösung mit Russland eine 

entscheidende Rolle spielen muss, aber dafür eben nicht die Verflechtung der Streitkräfte 

aufbieten kann wie ein Verteidigungsbündnis. 

Eine alternative NATO unter Einschluss Russlands 

Die einzige Alternative zur bisherigen NATO, die ich langfristig sehe, wäre ihre 

Weiterentwicklung zu einem echten System kollektiver Sicherheit von Vancouver bis 

Wladiwostok. Die aktuelle Lage bietet dahingehend leider keinen Anlass für Optimismus. Aber 

Zeiten können sich auch wieder ändern, wie die letzten 70 Jahre gezeigt haben. Und schon 

einmal gab es ein Zeitfenster mit Chancen, die leider nicht genutzt worden sind. 

Unter Einschluss Russlands bräuchte die NATO sich keine Sorgen mehr um ihre 

Existenzberechtigung als Verteidigungsbündnis durch Verlust des potentiellen Gegners 

machen. Ihr neuer Aufgabenschwerpunkt wäre es dann, Frieden und Sicherheit zwischen 

ihren Mitgliedern zu gewährleisten. 

Sie wäre nicht mehr die alte NATO, die sie bei ihrer Gründung war, aber sie wäre dann weit 

mehr in der Lage das zu tun, was ihr seit den 1990er Jahren so oft misslungen ist: für Frieden 

und Stabilität zu sorgen. 

Eine andere Alternative ist derzeit nicht greifbar, und wir müssen froh sein, wenn die NATO 

hält und nicht auseinanderbricht. Denn es gilt nach wie vor: Staaten, deren Streitkräfte 

miteinander verflochten sind, können schlecht Krieg gegeneinander führen. 

Keine NATO ist deswegen auch keine Alternative. 
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Die NATO muss sich aber wieder auf das besinnen, was sie ist: ein militärisches 

Verteidigungsbündnis. Sie muss aufhören mit der Anmaßung, für Demokratie, Recht und 

Freiheit weltweit zuständig zu sein. 

Wenn sie dann noch Abschied nimmt von der verfehlten nuklearen Abschreckungsstrategie 

und sich für internationale Rüstungskontrolle statt für die Aufkündigung derselben einsetzt, 

könnte sie immer noch eine stabilisierende Funktion haben. 

Und wer weiß – irgendwann kommt vielleicht noch einmal die Chance, sich zu einem echten 

System kollektiver Sicherheit zu entwickeln. Dann wird es darauf ankommen, diese Chance 

nicht noch einmal zu verpassen. 
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